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Sozialismus

nimmt Courtois’ Argumentation, dass 
die Kommunisten letztlich auch Ver-
antwortung für die Opfer trügen, die 
bei imperialistischen Überfällen auf 
die Sowjetunion ihr Leben verloren. So 
die drei Millionen Sowjetmenschen, die 
sterben mussten, als sie nach der Ok-
toberrevolution ihr Vaterland gegen 
Konterrevolution und imperialistische 
Invasion verteidigten, ja sogar die 50 
Millionen Toten des II.Weltkriegs – 
mit der haarsträubenden Begründung, 
dass der Faschismus und dann auch 
der II.Weltkrieg nur Reaktionen auf den 
Kommunismus gewesen wären. Cour-
tois rechnet auch alle Feinde der sozi-
alistischen Gesellschaft, die wegen an-
tisowjetischer Agitation, Spionage und 
Sabotage berechtigt verurteilt und mit 
Lagerhaft oder mit dem Tod bestraft 
wurden, zu den Opfern des Kommu-
nismus. Es geht hier keinesfalls darum, 
die Verurteilung Unschuldiger zu recht-
fertigen. Diese waren aber keine »Op-
fer des Kommunismus«, sondern Opfer 
von schmutzigen Intrigen und reaktio-
närem Gebaren kleinbürgerlich entar-
teter Bürokraten mit dem Parteibuch in 
der Tasche, die selbst nichts sehnsüch-
tiger herbeisehnten als die Restaurati-
on des Kapitalismus. 
Schlimmer lässt sich das Andenken der 
Menschen aus der Sowjetunion und 
aus dem antifaschistischen Widerstand 
nicht beschmutzen: Die Kommunisten 
werden für alle Opfer verantwortlich 
gemacht; die Volksmassen werden der 
Kriegstreiberei bezichtigt, weil sie um 
Freiheit von Ausbeutung und Unter-
drückung kämpften, weil sie für den 
Sieg über den Hitler-Faschismus ihr Le-
ben einsetzten, weil sie unter Beweis 
stellten, dass die sozialistische Sowjet-
union unter Führung Stalins dem im-
perialistischen Weltsystem überlegen 
war. (Aus: Stefan Engel, Morgenröte der 
internationalen sozialistischen Revolu-
tion, S. 257 ff.)
Wie erbärmlich, dass die Herrschenden 
zu solchen Geschichtsfälschungen und 
Meinungsmanipulation greifen müs-
sen!  Wer sich für die tatsächlichen 

Der Kapitalismus ist extrem zerstö-
rerisch gegenüber Mensch und Natur. 
Er ist perspektivlos, weil mit ihm kein 
einziges der von ihm verursachten 
Menschheitsprobleme gelöst werden 
kann. Seine revolutionäre Ablösung 
durch neue sozialistische Produk-
tions- und Lebensverhältnisse wären 
die Lösung. Genau das will er mit allen 
Mitteln verhindern. 
Im Folgenden dokumentieren wir in-
teressante Hintergründe dazu aus ei-
ner Neuerscheinung von Stefan Engel 
„Die Morgenröte der internationalen 
sozialistischen Revolution“:  

 Am 25. Januar 2006 beschloss die Par-
lamentarische Versammlung des Eu-
roparats mit 99 zu 42 Stimmen die 
Ausrichtung für eine europaweit ko-
ordinierte antikommunistische Kam-
pagne als Beitrag zum »Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus«. Die 
europäischen Regierungen sahensich 
genötigt, gegen die Auffassung der 
Mehrheit der europäischen Bevölke-
rung vorzugehen, der Sozialismus sei 
eine gute Idee, wenn er auch bisher nur 
schlecht umgesetzt worden sei. In ei-
ner einführenden Anmerkung zur par-
lamentarischen Anhörung am 14. De-
zember 2004 heißt es deshalb:
»Wenn wir dies nicht tun, könnte sich 
ein Gefühl der Nostalgie in den Köpfen 
der jüngeren Generationen als Alternati-
ve zur liberalen Demokratie festsetzen.« 
(Europarat, Dokument 10765, Anhang I)
Diese Kampagne sollte den Kapitalis-
mus und seine bürgerliche Demokra-
tie alternativlos erscheinen lassen und 
einen Damm gegen die marxistisch-le-
ninistische Weltanschauung errichten. 
Die Entschließung des Europarats von 
2006 »Die Notwendigkeit der interna-
tionalen Verurteilung von Verbrechen 
totalitärer kommunistischer Regime« 
fußt wesentlich auf dem berüchtigten 
»Schwarzbuch des Kommunismus«, 
das Stéphane Courtois 1997 herausg-
ab. (…) 
Die Antikommunismus-Kampagne des 
Europarats geht noch weiter. Sie über-

Die Angst des Europarates vor dem Kommunismus
Wie der Europarat Desinformation zum Sozialismus betreibt

großen Fortschritte und Erfolge beim 
Aufbau des echten Sozialismus interes-
siert, wird in dem Buch fündig. Wir wer-
den in der kommenden Galilleo weiter 
berichten. 
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Sozialismus

Die MLPD Hochschulgruppe Berlin 
führte für „Galileo“ eine kleine Um-
frage an der FU Berlin durch. Sie wollte 
wissen, wie Studierende über den ech-
ten Sozialismus denken und was sie 
über ihn wissen. 

Galileo: Hast Du schon einmal einen 
Text von Marx, Engels oder Lenin 
gelesen?
Zwei Studierende hatten noch nie ei-
nen Text der Klassiker des Marxismus/
Leninismus gelesen, die anderen kann-
ten meist einen kürzeren Text (K. Marx, 
„Kommunistisches Manifest“) oder 
Auszüge aus dem „Kapital“. Sie hatten 
das entweder in der Schule oder „frei-
willig“ (aber nicht in der Uni) gelesen. 
Mit einem Lenin-Text hatte sich noch 
keiner befasst.

Was hältst Du vom Sozialismus?
Die Mehrheit der Befragten mein-
te, dass der Sozialismus eigentlich er-
strebenswert sei, weil er Solidari-
tät und Gerechtigkeit verwirklichen 
will. Eine Befragte erklärte ausdrück-
lich, dass der Sozialismus nötig sei, 
weil das Leben ja sozial gestaltet wer-
den müsse. Übereinstimmend sagten 
alle Befragten aber auch, dass der So-
zialismus bei den „menschlichen Gege-
benheiten“ wie Egoismus und Streben 
nach dem eigenen Vorteil nicht klap-
pen kann. Wir hatten hier Mühe, zur 
nächsten Frage überzugehen und müs-
sen das vertiefen.

War die DDR ein sozialistisches Land?
Einer sagte ohne Zögern: Nein. Die mei-
sten Befragten unterschieden – etwas 
unerwartet für uns - zwischen wirt-
schaftlichen und politischen Aspekten. 
In wirtschaftlicher Hinsicht gab es 

für sie in der DDR „sozialistische Ele-
mente“. In politischer Hinsicht jedoch 
nicht, siehe die Mauer. „Es war  eine 
Diktatur unter dem Deckmantel des 
Sozialismus“, sagte eine Befragte. „Es 
fehlte einfach die Meinungsfreiheit.“ 
Es ist wichtig darüber aufzuklären, wie 
der Sozialismus dort nach hoffnungs-
vollen Ansätzen verraten wurde und 
sich ein bürokratischer Kapitalismus 
entwickelt hat.

Gibt es heute auf der Welt ein 
sozialistisches Land?
Hier gab es die größte Überraschung. 
Eine Studentin meinte, dass Dänemark 
ein sozialistisches Land sei, jedenfalls 
für die Dänen, jedoch nicht für alle Mi-
granten. Andere zählten Länder auf, die 
sich sozialistisch nennen, es aber ih-
rer Meinung nach nicht sind – China, 
Kuba und Nordkorea – oder von denen 
sie nicht genug wüssten, um die Frage 
beantworten zu können. In China aber, 
soviel war für alle klar, hätten die Men-
schen viel zu wenig Freiheit. Die Mäch-
tigen würden sich bereichern.

Unser Fazit: 
Es gibt bei den Studierenden unver-
kennbar Sympathien für den Sozialis-
mus. Nach Analyse der MLPD gibt es 
derzeit kein sozialistisches Land auf der 
Erde. Über den Unterschied zwischen 
echten sozialistischen Ländern und 
ihre Verwandlung zu bürokratisch-ka-
pitalistischen Ländern wie das heutige 
China oder Nordkorea herrscht großes 
Durcheinander. Wir werden uns überle-
gen, wie wir an der positiven Erfahrung 
dieser Momentaufnahme anknüpfen 
können. Die meisten Befragten nah-
men die letzte Nummer der „Galileo“ 

gerne mit und sind gespannt auf die 
neue Nummer mit den Ergebnissen 
der Befragung. Bei der Auswertung un-
serer Aktion kam der Vorschlag, bei ei-
ner Wiederholung der Befragung auch 
nach der Haltung der Studierenden zur 
Diktatur des Proletariats zu fragen. 
(Hochschulgruppe Berlin)

Berliner Studierende 
über den Sozialismus 

565 Seiten, Preis: 18 Euro

Zu bestellen bei: www.people-to-people.de

Titelbild der Wochenzeitung der MLPD „Rote Fah-

ne zur Erinnerung an den Jahrestag der Befreiung 

vom Hitler-Faschismus.

„...und sie bewegt sich doch!“ Jetzt selbst beitragen zur streitbaren Wissenschaft!
Ich möchte an der Zeitung Galileo mitarbeiten
Name:
Telefon:
Adresse:
email:

Ausschneiden und einsenden an:
Kontaktadresse: Galileo-Redaktion, 

Schmalhorststraße 1c, 
45899 Gelsenkirchen.  

Email: redaktion@mlpd-galileo.de
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Atomkraft

Der „Deutschen Risikostudie Kern
kraftwerke“ zufolge muss bei 146 AKWs 
in der EU und 40 Jahren Laufzeit alle 17 
Jahre mit einem Super-GAU gerechnet 
werden1. Galileo sprach mit der Physi-
kern Prof. Dr. Inge Schmitz-Feuerhake 
über die Folgen von Fukushima und ei-
ner möglichen Atomkatastrophe in Eu-
ropa.

Offenbar frisst sich der Reaktorkern 
im Reaktor 2 von Fukushima durch 
das Betonfundament. Können Sie die 
möglichen Folgen abschätzen? 

Wenn der Reaktorkern in den Boden 
durchschmilzt, gibt es Kontakt 
mit dem Grundwasser und somit 
einen Zugang für die Radionuklide 
zum Trinkwasser und in die weitere 
Nahrungskette. Eine Filtermöglichkeit 
besteht naturgemäß nur für das 
Trinkwasser. Eine Voraussage über 
den Grad der Verseuchung lässt sich 
auch bei Kenntnis der geschmolzenen 
Mengen wegen vieler unbekannter 
Voraussetzungen praktisch nicht 
machen. Auf jeden Fall muss und wird 
man kontinuierliche Messungen in 
den betroffenen Gebieten vornehmen 
müssen.
Bei Tschernobyl ist nur eine geringe Ra-
dioaktivtätsmenge über 1500 km hi-

nausgekommen. Diese war insgesamt 
zwar möglicherweise wesentlich we-
niger als in Fukushima, aber die Frei-
setzung erfolgte in viel größere Höhen 
wegen des Reaktorbrandes mit Explosi-
on.

Lange hieß es, dass sich die 
Radioaktivität im Wasser des Pazifik 
bis zur Harmlosigkeit verdünne. 
Sind da Ernährungsgrundlagen für 
Menschen bedroht?
Der Radioaktivitätsgehalt eines lau-
fenden Kernreaktors ist so ungeheuer 
groß, dass man ihn nicht mit Flüssig-
keit auf ein handhabbares Maß ver-
dünnen kann. Die Meeresfische in den 
Fanggründen der Japaner werden daher 
mit Sicherheit kontaminiert. Das hängt 
damit zusammen, dass eine Anreiche-
rung in der maritimen Nahrungskette 
erfolgt, vom Plankton über Kleinlebe-
wesen und kleine Fische bis hin zu den 
großen. Ein ausgemessenes Beispiel 
gibt es bisher nicht. An der Nordostkü-
ste von Irland enthalten die Fische Plu-
tonium und andere Reaktorprodukte, 
die von den Abwässern der englischen 
Wiederaufarbeitungsanlage für ab-
gebrannte Kernbrennstoffe Sellafield 
stammen, die ins Meer abgeleitet wer-
den und so in die irische See gelangen. 
In der dortigen irischen Bevölkerung 
zeigen sich erhöhte Krebsraten, was al-
lerdings von den Regierungen nicht zu-
gegeben wird.

Sie haben mit Dr. Angelika Claussen 
(IPPNW) und  Dr. Sebastian Pflugbeil 
(Dt. Gesellschaft für Strahlenschutz) 
gerade eine Studie zu den 
Gesundheitsfolgen von Tschernobyll 
veröffentlicht. Was würde ein Super-
GAU in Deutschland bedeuten? 
In der Arbeit2 referieren wir 
drei Varianten eines Super-
GAUs in Deutschland, wobei eine 
7- 10fach höhere Bevölkerungsdich-
te als bei Tschernobyl angenommen 
wird. Für das Risiko eines Krebstodes 
in Abhängigkeit von der Strahlendosis 
werden dabei offizielle Angaben ver-
wendet (die nach unseren Erkenntnis-

sen weit untertrieben sind). In Varian-
te 1 wurde mit einer Strahlenbelastung 
wie nach Tschernobyl gerechnet3. Sie 
ergab 2,4 Millionen Krebstote für die 
BRD. Die Dosis, die das Strahlenkomi-
tee der Vereinten Nationen abschätzt 
und die in den meisten Industriena-
tionen bislang offiziell angenommen 
wird, ist allerdings um das 10fache zu 
klein. Das wurde von Kritikern nachge-
wiesen4.
Die zweite Variante bezieht sich auf die 
Deutsche Risikostudie Phase B, die im 
Auftrag des Bundesministers für For-
schung und Technologie von der Ge-
sellschaft für Reaktorsicherheit erstellt 
und im Jahre 1989 vorgelegt wurde. Für 
den Fall von 5fach höheren Emissionen 
als bei Tschernobyl, der im Zusammen-
hang mit einem Hochdruckschmelzfall 
F1-SBV bei maximaler Freisetzung gese-
hen wird, wurden 12 Millionen Krebsto-
te in der BRD errechnet.
Ein drittes Gutachten im Auftrag des 
Bundeswirtschaftsministers ergab im 
Jahr 1992 eine Folgenabschätzung von 
1,7 Millionen Krebstoten.
Nicht berücksichtigt werden in diesen 
Gutachten die Folgen für die Nachkom-
men durch Bestrahlung der Eltern (ge-
netische Schäden) sowie diejenigen bei 
Embryonen und Föten durch Bestrah-
lung im Mutterleib (teratogene Schä-
den). Dieses sind klassische Effekte 
der Strahlenbiologie, die nach Tscher-
nobyl mannigfach in den betroffenen 
Bevölkerungen nachgewiesen wur-
den. Hinzu kommen zahlreiche Nicht-
Krebserkrankungen, die man erst nach 
Tschernobyl als strahlenbedingt er-
kannt hat.

Wir danken Frau Prof. Dr. Inge 
Schmitz-Feuerhake für das Gespräch. 

Prof. Dr. Inge-Schmitz-Feuerhake (Phy-
sikerin) ist Gründungsmitglied der Ge-
sellschaft für Strahlenschutz und 
Mitherausgeberin der Berichte des Otto-
Hug-Strahleninstituts e.V.. 2003 wurde 
sie Vorsitzende des European Comitte on 
Radiation Risk (ECRR). 

Super-GAU in Deutschland 
bedeutet Millionen Krebstote 

1 www.http://www.mlpd-galileo.de/galileo-downloads/2010/
Galileo_Interview_Schmitz_Feuerhake.pdf.)

2 Pflugbeil, S., Paulitz, H., Claußen, A., Schmitz-Feuerhake, I.: 
Gesundheitliche Folgen von Tschernobyl. 20 Jahre nach der Re-
aktorkatastrophe. In IPPNW, Ges. f. Strahlenschutz e.V. Berlin, 
April 2006, 76 S.

3 Olav Hohmeyer: Soziale Kosten des Energieverbrauchs. Ber-
lin 1989

4 Hans-Jürgen Ewers, Klaus Rennings: Abschätzung der Schä-
den durch einen sogenannten Super-GAU. In PROGNOS-
Schriftenreihe „Identifizierung und Internalisierung externer 
Kosten der Energieversorgung“ Band 2, 1992
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Bereits Ende März kam der Präsident 
der Gesellschaft für Strahlenschutz 
e.V., Dr. Sebastian Pflugbeil, zu dem 
Urteil: „Wir haben es in Fukushima mit 
dem Super-GAU zu tun.“ In dieser Situ-
ation schlagen die Grünen und SPD der 
CDU/CSU/FDP-Regierung vor, zu dem 
Atomkonsens aus 2000 zurückzukeh-
ren. Was ist davon zu halten? 

Der Betrug mit dem Atom-Ausstieg
Tatsache ist, dass der sogenannte 
„Atom-Ausstieg“ der damaligen Schrö-
der/Fischer-Regierung lediglich die Ab-
schaltung von zwei AKW brachte. Die 
aber wollten die Energiemonopole oh-
nehin wegen Überalterung stilllegen. 
Dieser sogenannte „Atomausstieg“ 
hatte niemals feste Termine für die Ab-
schaltung der Atomanlagen gesetzlich 
festgelegt. Die damalige Rot-Grüne Re-
gierung hatte eine Strom-Mengenbe-
grenzung mit den AKW-Betreibern ver-
einbart. Dieser erlaubte den Betreiber 
von Atomkraftwerken noch die Erzeu-
gung von über 2,5 Millionen (2.623.300) 
Gigawattstunden Strom! Das ist eine 
Strommenge, die über 30 Jahre Ge-
samtlaufzeit ermöglichten bis zum Ab-
schalten des letzten AKWs. Selbst die 
jetzt vorläufig abgeschalteten 7 AKW 
könnten nach diesem Rot-Grünen Kon-
sens auch heute noch 20 Jahre weiter 
betrieben zu werden. Die Berechnung 
nach Strommengen war verlogen und 
lebensgefährlich: Je maroder ein AKW 
ist, desto öfter sein Stillstand – und de-
sto länger kann das AKW bis zum Ver-
brauch der zugesagten Strommenge 
laufen. Zudem durften die AKW-Betrei-
ber die Strommengen auf andere AKW 
übertragen. 

Profite für Konzerne, Kosten für 
Bevölkerung
Tatsache ist, dass mit diesem Kon-
sens die damalige Bundesregierung 
den ungestörten Betrieb der Kernkraft-
werke zusicherte zuzüglich der Kos-
tenübernahme für die gesamte Entsor-
gung des Atommülls durch den Staat 
sprich Steuerzahler. Und so ein End-
lager strahlt Hunderttausende Jahre! 
Zum ungestörten Betrieb der AKW ge-

hörte auch, dass der damalige Grünen-
Minister Trittin den Widerstand gegen 
die Castor-Transporte mit Polizeige-
walt durchsetzte. MLPD und viele Um-
weltaktivisten beurteilten auch schon 
2000/2001 diesen Konsens als einen 
Kniefall der damaligen SPD/Grünen-
Regierung vor den Profitinteressen der 
Energiemonopole.
Tatsache ist auch, das der Atomkon-
sens aus dem Jahre 2000 der Einstieg in 
ein international koordiniertes Atom-
programm war. Dessen Zielsetzung 
war, mit Deutschland (Siemens) und 
Frankreich (Areva NP) einen weltweiten 
Marktführer der Atomtechnologie zu 
bilden, damit diese todbringende und 
umweltzerstörende Technologie pro-
fitträchtig in alle Welt verkauft werden 
kann. „Großzügig“ wurden dann für die 
nächsten Jahre der Neubau von etwa 
400 AKW geplant oder bereits damit 
begonnen. Deutsche und europäische 
Technologiemonopole wollen führend 
daran mitverdienen.

Der Wandel der GRÜNEN
Viele grüne Umweltaktivisten wand-
ten sich damals entsetzt von ihrer 
Partei ab. Einige resignierten, andere 
brauchten Zeit, um das richtig zu ver-
stehen. Die Partei der Grünen ist aus 
der Friedensbewegung und Umwelt-
bewegung der 1970er und 1980er Jah-
re entstanden, von woher ihr Image als 
Protestpartei stammt. Doch mit dem 
Einzug in Parlamente und Regierungen 
veränderte sich die kleinbürgerliche 
Denkweise ihrer Führer hin zur bürger-
lichen Denkweise und die GRÜNEN ver-
wandelten sich von einer Protest- und 
Widerstandspartei zu einer staatstra-
genden bürgerlichen Monopolpartei. 
Nur so ist ihr Verrat an der Anti-AKW-
Bewegung, aber auch Anti-Kriegs- oder 
Frauenbewegung zu erklären. För-
dern wir den Aufbau rebellischer Wi-
derstandsgruppen! Gut wäre ja, wenn 
viele von den GRÜNEN sich daran be-
teiligen. 

 Zurück zum 
„Atomkonsens“ von 2001?

Aktuelle Broschüre
Die Broschüre der MLPD enthält alle 
wesentlichen Informationen und Ar-
gumenten für den entschlossenen ak-
tiven Widerstand gegen die Atomkraft. 
Erhältlich bei allen MLPD-Gruppen oder 
als PDF auf www.mlpd.de
Du willst selbst eine Widerstandsgrup-
pe an deiner Hochschule aufbauen? Al-
les was du dafür brauchst findest du 
auf www.rebell.info

Pfingstjugendtreffen
Das internationale, antifaschistische 
Festival mit Sport-Tunieren, Open-Air-
Konzerten, Zukunftsdemonstration, 
Infoständen,...
Schwerpunkt: Rettet die Umwelt!
www.pfingstjugendtreffen.de

Atomkraft
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Die Galileo-Redaktion hat mit Nader 
(24) über seine Situation als Iraner in 
Deutschland gesprochen. Wir finden 
es bemerkenswert, wie er trotz oder 
gerade einer schwierigen Lebenssitu-
ation ein politischer Aktivist im RE-
BELL geworden ist.
Nader1 kommt aus dem Iran und lebt 
seit seinem 11. Lebensjahr in Deutsch-
land. Er hat es geschafft, sein Abitur 
hier in Deutschland zu machen und ein 
Studium an der Fachhochschule Gel-
senkirchen aufzunehmen. Vielen seiner 
Freunde und Bekannten mit Migrati-
onshintergrund ist das nicht gelungen, 
trotz guter schulischer Leistungen. 
Denn sein Studium an der FH ist ein 
Fulltimejob. Vor allem für Kinder bzw. 
Jugendliche aus Arbeiterfamilien ist 
das eine enorme Belastung. 

Auswendig lernen oder selbständig 
denken?
Mit dem Bologna-Prozess wurden die 
Credit Points (Leistungspunkte) ein-
geführt und damit die durchschnitt-
liche Arbeitsbelastung eines jeden 
Studenten festgelegt. 60 Credits pro 
Uni-Jahr (2 Semester) sollen ca. 1.800 
Arbeitsstunden entsprechen, so dass 
das Pflichtstudium offiziell mit 40 
Stunden pro Woche zu Buche schlägt. 
Studierende in Recklinghausen haben 
ihre Wochenstunden ausgerechnet 
und kommen auf 65 Stunden - Arbeit, 
Wahlpfichtfach oder Klausurwiederho-
lung nicht eingerechnet: „Für diese Cre-
dits bin ich von Montag bis Freitag pro 

Mein Leben mit den „Credit Points“ 
Ein Gespräch mit einem Zweitsemester

Tag 10 Stunden an der Uni unterwegs. 
Und was ich in der Woche nicht schaffe, 
wird am Wochenende erledigt.“ Das Cre-
ditsystem verschulte das Studium ex-
trem, zementiert Auswendiglernerei 
und Wissensanhäufung. Selbständiges 
Denken, kritisches Hinterfragen wer-
den extrem behindert. Wo soll man im 
Semester die Zeit hernehmen, um Geld 
für den Lebensunterhalt zu verdienen? 
Entweder bekommt man Geld von den 
Eltern oder aber man macht sich ab-
hängig durch einen Studienkredit. Wer 
weiß, ob man den zurückzahlen kann? 
Kinder aus Familien mit wenig Geld wie 
Arbeiterfamilien werden somit klar be-
nachteiligt. Am besten ist es dann, in 
den Semesterferien das Geld im Voraus 
verdienen. 
Obwohl Nader für die Arbeit keine Zeit 
mehr hat, muss er zwangsweise wenig-
stens 5 Stunden in der Woche neben-
bei jobben. Denn die 580 Euro BAföG 
reichen hinten und vorne nicht: „Da-
von muss ich meine Miete (350 Euro), 
Semesterbeitrag (90 Euro), Bücher (35 
Euro), Kleidung (60 Euro), Telefon, Inter-
net (25 Euro) und Lebensmittel (160 Euro) 
bezahlen. Das ist unmöglich“.  Und da-
mit nicht genug. Erschwerend kommt 
hinzu, dass er in seinen Fächern mit 
Sprachbarrieren zu kämpfen hat. 

Credits sollen politisch disziplinieren 
Nader berichtet von der Flucht der El-
tern aus dem Iran. Viele seiner Freunde 
mussten aus Kurdistan oder aus dem 
ehemaligen Jugoslawien wegen Krieg 

und politischer Verfolgung fliehen. Alle 
diese Familien, besonders deren Kin-
der, stehen auch heute noch unter den 
Eindrücken dieser Kriegswirren und 
Verfolgungen. Klar, dass in seiner Fa-
milie viel über Politik gesprochen wird. 
Schon als Junge hat er die politischen 
Auseinandersetzungen zu Hause mit-
erlebt. Dass seine Freunde nicht studie-
ren können, sondern oft in ihre Länder 
abgeschoben werden, macht ihn trau-
rig. Aber es fordert ihn auch heraus. Er 
ist gegen Abschiebungen, gegen den 
Krieg in Libyen, für die Stilllegung der 
Atomkraftwerke, gegen die Ausbeute-
rei von Mensch und Natur auf der Erde. 
Deshalb wurde er Mitglied im REBELL, 
der Jugendorganisation der MLPD: „Die 
haben in Bologna die Credit-Points-Re-
glementierung auch deshalb so gemacht, 
um uns im Studium die politische Arbeit 
zu erschweren“.  Man wird hin und her 
gerissen zwischen Studium, Geld ver-
dienen und dem politischem Einsatz. 
Aber Nader hat sich entschieden: „Wir 
dürfen uns das nicht länger bieten las-
sen.“ Es ist eine Frage der Denkweise, 
ob man das mitmacht oder nicht. 

Wir danken ihm für das Gespräch. 
* Name von der Redaktion geändert

(Redaktion Galileo)

Schreibt uns eure Erfahrungen auf und 
schickt sie an: 
Galileo-Redaktion,
Schmalhorststraße 1c,
45899 Gelsenkirchen.
redaktion@mlpd-galileo.de

Hochschule


